
Aktuelle Untersuchungen zeigen, dass Fluorpolymere und nicht-polymere PFAS in kommunalen 

Müllverbrennungsanlagen weitgehend zu stabilen Mineralen abgebaut und damit unschädlich gemacht 

werden. Ein Produkt dieser Mineralisierung ist Kalziumfluorid (CaF₂) – jenes Mineral, aus dem Fluorpolymere 

ursprünglich synthetisiert werden. 

Mit aufwendig konzipierten Spiking-Versuchen und modernster Analytik ist es dem Forschungsteam der RWTH 

Aachen und des KIT Karlsruhe gelungen, am Gemeinschaftskraftwerk Schweinfurt (GKS) zentrale offene 

Fragen zur PFAS-Emission am Lebensende der PFAS-haltigen Produkte unter realen Verbrennungsbedingungen 

zu beantworten. Die Arbeiten setzen international neue Maßstäbe für die messtechnische Bewertung von 

PFAS-Emissionen bei der thermischen Abfallbeseitigung. 

Die Ergebnisse wurden Ende Januar auf der BKAWE 26 – Berliner Konferenz Abfallwirtschaft und Energie – 

erstmals einem Publikum aus Anlagenbetreibern, Wissenschaft, Landes- und Bundesbehörden vorgestellt. 

Versuchsrahmen: Prozessbedingungen und Zusammensetzung des Abfalls 

Das GKS betreibt in Schweinfurt drei Linien mit je 20,8 MW thermischer Leistung. Der typische Fluorgehalt in 

Hausmüll liegt bei 0,010–0,035 Gewichtsprozent in der Trockenmasse, ein Wert, der vom KIT 2024 referenziert 

wurde. Für Schweinfurt wurden für den Hausmüll < 0,002 Gewichtsprozent in der Trockenmasse ermittelt. Die 

17. BImSchV begrenzt den maximalen Halogenanteil (Fluor zählt dazu) bei der Verbrennung von gefährlichem 

Abfall auf 1 %. 

Beim sogenannten Spiking werden definierte, erhöhte Konzentrationen bestimmter Stoffe dem regulären Müll 

kurzzeitig zugemischt. In Schweinfurt wurden dabei Fluorpolymere, PFAS-belastete Böden, 

Beschichtungssuspensionen, Schmierstoffe und Löschschäume thermisch behandelt – um die große 

Bandbreite relevanter PFAS-Typen abzudecken. 

• Fluorpolymere wurden etwa mit dem Zehnfachen der üblichen Müllfraktion und Fluormonomere bis 

zu etwa dem 400-fachen des Anteils im Hausmüll zugegeben. 

• PFAS-belastete Böden wurden in einer Größenordnung von 15 Masseprozent zugegeben und 

verbrannt. 

Die Emissionen der polaren, semi-flüchtigen PFAS wurden mit unterschiedlichen Verfahren von acht 

unabhängigen Prüflaboren bestimmt, um eine besonders belastbare Datengrundlage zu erreichen und 

verschieden Messmethoden zu bewerten. Zusätzlich wurden (ebenfalls redundant) die potentiellen PFAS-

Bruchstücke (nicht polare, flüchtige PFAS) gemessen und damit die komplette Bandbreite an möglichen PFAS-

Emissionen erfasst. Die Ergebnisse der Studie werden zeitnah hochrangig wissenschaftlich publiziert. 

Zentrale Ergebnisse der Messkampagne 

1. Kommunale Müllverbrennungsanlagen bieten ausreichende Bedingungen 

Die Temperaturen und Verweilzeiten in bestehenden Müllverbrennungsanlagen (860°C, 2s) reichen für einen 

nahezu vollständigen Abbau der zugeführten PFAS aus, eine Aussage, die Mutmaßungen im 

PFAS-Background-Document (BD B.9.26.2.4) widerspricht. 

2. CF₄ als einzig relevanter Emissionsbestandteil – und nur beim Spiking 

Als messbarer Emissionsbestandteil trat bei den Spiking-Versuchen Tetrafluormethan (CF₄) auf – ein extrem 

stabiles, ungiftiges Gas mit hohem Treibhauspotenzial (GWP ≈ 7.000). Bezogen auf die gesamte CO₂-Emission 

der Anlage erhöhte das CF₄ den CO₂-Fußabdruck der Verbrennung nur um etwa 0,5 %. Im Normalbetrieb der 

Anlage ohne Spiking ist CF₄ nicht nachweisbar. 



Ohne Berücksichtigung des nicht gesundheitsschädlichen CF4 lag die Zerstörungsrate im Rahmen der 

Messmöglichkeiten in Großanlagen bei 99,9999%, was die Ergebnisse der KIT-Studie von 2024 

(BRENDA-Modellanlage, 2,5 MW) grundsätzlich bestätigt. Die Annahme des PFAS-Background-Documents (BD 

9.26.2.9) wird damit um den Faktor 10.000 nach unten korrigiert. 

3. Keine Bildung neuer, langkettiger PFAS 

Am Kamin sind keine neuen langkettigen PFAS-Verbindungen nachweisbar. Eine Neubildung von langkettigen 

PFAS wird auf Grund der Messungen, Berechnungen und von Modellierungen von den Fachleuten nicht für 

wahrscheinlich gehalten.  

4. Müllverbrennung ist keine Quelle für TFA – sie wirkt als Senke 

Die thermische Abfallbehandlung trägt nicht zur zusätzlichen Umweltbelastung mit Trifluoressigsäure (TFA) bei. 

Im Gegenteil: Das dem Main entnommene TFA-haltige Flusswasser (2,2 µg/l PFAS) enthält rund zehnmal mehr 

TFA, als anschließend im Abgas nachweisbar ist. Damit ist die Müllverbrennungsanlage funktional eine TFA-

Senke. 

5. Messtechnik: Auf die Fluorpolymer-Qualität kommt es an 

Die Forscher weisen darauf hin, dass ungeeignete oder minderwertige PTFE-Schläuche und Komponenten in 

Messapparaturen zu Ausgasungen führen können – ein Problem, das in einzelnen Prüflabors weiterhin zu 

falschen PFAS-Nachweisen führt. Wie bei Kunststoffen generell gilt: Qualität und Herstellungsprozess der 

Fluorpolymere sind entscheidend. Vorliegende bisherige Literaturdaten sollten daraufhin geprüft werden und 

ggf. in Frage gestellt werden.  

6. Komplexität und Grenzen der Übertragbarkeit 

Messtechnische Diskussionen erfordern die Bereitschaft, sich mit Feldblindwerten, Nachweis- oder 

Bestimmungsgrenzen auseinander zu setzen. Die Experten betonen, dass zu sehr hohen PFAS-Anteilen im 

Abfall keine validen Schlussfolgerungen extrapoliert werden können – für die klassische Müllverbrennung ist 

dies jedoch irrelevant.  

Bewertung und nächste Schritte  

In persönlichen Gesprächen mit Behördenvertretern und Experten zeigte sich ein breiter Konsens, dass mit den 

präsentierten Ergebnissen die thermische Abfallbehandlung von PFAS – einschließlich der von Fluorpolymeren 

– die Methode der Wahl ist. Die gemessenen, minimalen Emissionen liefern keinerlei Ansatzpunkt für 

Umwelt- oder Gesundheitsbedenken. 

Aus unserer Sicht ist es daher wesentlich, dass diese eindeutigen Erkenntnisse im politischen 

Entscheidungsprozess berücksichtigt werden. Insbesondere liefern die Ergebnisse ein weiteres starkes 

Argument dafür, dass Fluorpolymere sicher entsorgt werden können. Zusammen mit der weitgehenden 

Selbstverpflichtung der europäischen Fluorpolymerhersteller bekräftigen wir unsere Forderung, 

Fluorpolymere generell aus dem aktuellen PFAS-Beschränkungsvorschlag auszunehmen.  
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